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Schutz vor Hitze oder Schutz vor Infektionen? Wird die Trinkwasserhygiene in Kranken-
häusern bei der Klimaanpassung ausreichend berücksichtigt? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die aktuelle Hitzewelle in Nordrhein-Westfalen hat die Diskussion über den Schutz vulnerabler 
Bevölkerungsgruppen vor den Folgen des Klimawandels erneut in den Mittelpunkt gerückt. 
Insbesondere für Krankenhäuser werden verstärkt Maßnahmen zur Kühlung von Räumen, zur 
Reduzierung von Hitzebelastungen sowie zur Vermeidung hitzebedingter Erkrankungen und 
Todesfälle diskutiert.1 2 
 
Die Klimaresilienz von Krankenhäusern umfasst jedoch weit mehr als den Schutz vor hohen 
Raumtemperaturen. Die Deutsche Krankenhausgesellschaft hat in ihrer Studie zur Resilienz 
deutscher Krankenhäuser darauf hingewiesen, dass kritische Infrastrukturen ganzheitlich be-
trachtet werden müssen. Hierzu zählen ausdrücklich auch Wasser- und Sanitärsysteme, deren 
Funktionsfähigkeit und Sicherheit für die Patientenversorgung von zentraler Bedeutung sind.3 
 
Gerade die Trinkwasserhygiene besitzt in Krankenhäusern eine besondere Bedeutung. Nach 
Angaben des Robert Koch-Instituts finden Legionellen optimale Wachstumsbedingungen bei 
Temperaturen zwischen 25 und 45 Grad Celsius. Gleichzeitig weist das RKI darauf hin, dass 
höhere Temperaturen das Wachstum von Legionellen begünstigen können und besonders 
ältere Menschen, immungeschwächte Personen sowie Menschen mit schweren Vorerkran-
kungen gefährdet sind. Krankenhausassoziierte Legionellosen betreffen damit genau jene 

 
1 Matthias Korfmann (WAZ): Rekord-Hitze in NRW: Schwere Vorwürfe gegen die Landesregierung, 
15.07.2026, abgerufen unter: https://www.waz.de/politik/article412586097/rekord-hitze-in-nrw-
schwere-vorwuerfe-gegen-die-landesregierung.html (letzter Zugriff: 21.07.2026). 
2 Rainer Striewski (WDR): NRW will mehr Hitzeschutz nach Todesfällen in Kliniken, 13.07.2026, abge-
rufen unter: https://www1.wdr.de/politik/politik-in-nrw/hitzetote-nrw-landtag-100.html (letzter Zugriff: 
21.07.2026). 
3 Deutsches Krankenhausinstitut e.V.: Investitionsbedarfe zur Herstellung   
der Resilienz deutscher Krankenhäuser, 28.10.2025, abgerufen unter: https://www.dkgev.de/filead-
min/Mediapool/1_DKG/1.7_Presse/1.7.1_Pressemitteilungen/2025/Studie_Resilienz.pdf (letzter Zu-
griff: 21.07.2026). 
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Patientengruppen, die während Hitzeperioden ohnehin zu den besonders Schutzbedürftigen 
zählen.4 
 
Besondere Aufmerksamkeit erfuhren die Gefahren wasserassoziierter Krankheitserreger zu-
letzt durch die juristische Aufarbeitung der Legionellen-Todesfälle an der Uniklinik Köln. Der 
Fall zeigt, dass Defizite bei der Überwachung und Beherrschung mikrobiologischer Risiken in 
Trinkwasserinstallationen schwerwiegende Folgen für Patientinnen und Patienten haben kön-
nen.5 6 
 
Vor dem Hintergrund steigender Temperaturen, einer zunehmenden Zahl von Hitzetagen so-
wie der besonderen Vulnerabilität vieler Krankenhauspatientinnen und -patienten stellt sich 
die Frage, ob die Trinkwasserhygiene bislang ausreichend als Bestandteil der Klima- und Hit-
zeresilienz von Krankenhäusern betrachtet wird oder ob der Fokus der Debatte überwiegend 
auf gebäudetechnischen Kühlmaßnahmen liegt. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8459 mit Schreiben 
vom 20. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für 
Umwelt, Naturschutz und Verkehr beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Anders als in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage 8459 dargestellt, zeigt die in der Vorbe-
merkung erwähnte juristische Aufarbeitung der Legionellen-Todesfälle an der Uniklinik Köln 
keine Defizite bei der Überwachung und Beherrschung mikrobiologischer Risiken in Trinkwas-
serinstallationen. Wie aus der in der Fußnote zur Vorbemerkung verlinkten Pressberichterstat-
tung klar hervorgeht, war für die damaligen Legionellenerkrankungen an der Uniklinik Köln 
eine Verdunstungskühlanlage ursächlich und nicht das Trinkwasser. 
 
 
1. Welche Bedeutung misst die Landesregierung der Trinkwasserhygiene und der 

Sicherheit von Wasser- und Sanitäranlagen als Bestandteil der Hitze- und  
Klimaresilienz von Krankenhäusern in Nordrhein-Westfalen bei? 

 
Die Landesregierung verfolgt im Rahmen ihrer Klimaanpassungsstrategie das Ziel, die Resili-
enz des Gesundheitswesens gegenüber den Folgen des Klimawandels insgesamt zu stärken. 
Hierzu gehören Maßnahmen zur Verbesserung des Hitzeschutzes und der Anpassung der 
Krankenhausinfrastruktur. Die Verantwortung für den ordnungsgemäßen Betrieb und die Ein-
haltung der wasserhygienischen Anforderungen und die Trinkwasserqualität liegt bei den Was-
serversorgungsunternehmen bis zur Übergabestelle in die Hausinstallation (Wasseruhr). Nach 
Übergabe in die Hausinstallation ist der jeweilige Inhaber der Hausinstallation - hier das Kran-
kenhaus als Betreiber der Hausinstallation - für die einwandfreie Qualität des zur Verfügung 
stehenden Trinkwassers verantwortlich. 
 

 
4 RKI: Legionellose, 20.10.2021, abgerufen unter: https://www.rki.de/DE/Aktuelles/Publikationen/RKI-
Ratgeber/Ratgeber/Ratgeber_Legionellose.html (letzter Zugriff: 21.07.2026). 
5 Markus Schmitz (WDR): Tödliche Legionellen-Infektionen an Kölner Uniklinik, 06.05.2026, abgerufen 
unter: https://www1.wdr.de/nrw/koeln/koeln-uni-klinik-legionellen-fahrlaessige-toetung-100.html (letzter 
Zugriff: 21.07.2026). 
6 Welt: Prozess nach Legionellen-Todesfällen an Uniklinik begonnen, 06.05.2026, abgerufen unter: 
https://www.welt.de/regionales/nrw/article69fa9a76cd4a28c47001d201/prozess-nach-legionellen-to-
desfaellen-an-uniklinik-begonnen.html (letzter Zugriff: 21.07.2026). 
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Bereits heute wird stichprobenartig im Rahmen der behördlichen Überwachung auch am Zapf-
hahn öffentlicher Gebäude die Trinkwasserqualität untersucht. Hierzu gehören in erster Linie 
Gemeinschaftseinrichtungen wie Krankenhäuser, Altenheime, Schulen oder Gaststätten. 
 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die Auswirkungen steigen-

der Temperaturen und längerer Hitzeperioden auf die Trinkwasserhygiene sowie 
auf die Vermehrung von Legionellen und anderen wasserassoziierten Krankheits-
erregern in Krankenhäusern vor? 

 
Für die Temperatur von Trinkwasser gibt die Trinkwasserverordnung (TrinkwV) keinen Grenz-
wert vor. Gemäß dem allgemein anerkannten Regeln der Technik müssen Trinkwasserinstal-
lationen so geplant und installiert werden, dass die Trinkwassertemperatur im Kaltwasser bei 
bestimmungsgemäßem Betrieb 25 Grad Celsius nicht übersteigt.  
Zu einem bestimmungsgemäßen Betrieb zählt insbesondere eine ausreichende und regelmä-
ßige Trinkwasserentnahme, um lange stehendes Wasser (Stagnation) in den Trinkwasserlei-
tungen zu vermeiden. Unter ungünstigen Bedingungen kann es in Trinkwasserinstallationen 
zu einem verstärkten Wachstum von Mikroorganismen kommen, beispielsweise in Leitungs-
abschnitten, die über einen längeren Zeitraum nicht oder kaum genutzt werden. Die Vermei-
dung von Stagnation in Trinkwasserleitungen ist daher eine wesentliche Voraussetzung für 
den hygienisch einwandfreien Betrieb von Trinkwasserinstallationen, auch in Krankenhäusern. 
 
Der Deutsche Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) hat vor wenigen Jahren Un-
tersuchungen zu den Auswirkungen erhöhter Wassertemperaturen auf die mikrobiologische 
Situation bei der Trinkwasserverteilung durchgeführt, bei denen keine relevanten Effekte der 
Trinkwassertemperatur auf mikrobiologische Parameter im Verteilnetz festgestellt werden 
konnten. Im Zuge des fortschreitenden Klimawandels können temperaturbedingte Effekte zu-
künftig aber nicht ausgeschlossen werden. 
 
Im Übrigen wird auf die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 6277 (LT-Drs. 
18/15828) verwiesen.  
 
Eine Nachfrage bei den Bezirksregierungen hat ergeben, dass die Rückmeldungen und Un-
tersuchungsergebnisse aus den unteren Gesundheitsbehörden derzeit keine belastbaren Hin-
weise aufweisen, dass steigende Außentemperaturen oder längere Hitzeperioden bislang zu 
einer nachweisbaren Zunahme von Legionellen oder anderen wasserassoziierten Krankheits-
erregern in den Trinkwasserinstallationen geführt haben. 
Akute Auffälligkeiten oder ein Anstieg wasserassoziierter Erkrankungen wurden im Zusam-
menhang mit Hitzeperioden nicht festgestellt. 
 
Bekannt ist lediglich ein Einzelfall aus einem Klinikum aus dem Regierungsbezirk Detmold. 
Dort wurde im Rahmen externer Untersuchungen durch die Stadtwerke eine geringe mikrobi-
ologische Verunreinigung des Trinkwassers festgestellt. Nach ergriffenen Maßnahmen, wie 
dem Durchspülen der Leitungen, zeigten nachfolgende Proben wieder einwandfreie Ergeb-
nisse. Als mögliche Ursache wird vermutet, dass eine erhöhte Wasserabnahme zu einem hit-
zebedingten Ablösen von Biofilmen geführt hat. 
 
Gleichzeitig zeigen die Rückmeldungen, dass die Krankenhäuser über die möglichen Auswir-
kungen steigender Temperaturen auf die Trinkwasserhygiene und das potenziell erhöhte Ri-
siko einer Vermehrung wasserassoziierten Krankheitserregern sensibilisiert sind und in den 
Hygieneplänen die entsprechenden Maßnahmen hinterlegt haben. Die Krankenhäuser begeg-
nen diesen Risiken durch regelmäßige Untersuchungen sowie durch technische und 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20931 

 
 

4 

organisatorische Präventionsmaßnahmen, insbesondere zur Vermeidung von Wasserstagna-
tion und zur Sicherstellung der Trinkwasserhygiene.  
Hierzu gehören unter anderem der Austausch hygienerelevanter Anlagenteile sowie regelmä-
ßige Spülmaßnahmen. 
 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass Krankenhäuser nach § 6 Abs. 3 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) verpflichtet sind, das Auftreten von zwei oder mehr nosokomialen In-
fektionen nichtnamentlich zu melden, wenn ein epidemiologischer Zusammenhang wahr-
scheinlich ist oder vermutet wird. Dies schließt auch im Krankenhaus erworbene Legionellen-
Infektionen ein. 
Labore sind zudem nach § 7 Abs. 1 IfSG verpflichtet, den direkten Nachweis von Legionella 
spec. den unteren Gesundheitsbehörden zu melden. Derartige Meldungen sind nach Auswer-
tung der eingegangenen Rückmeldungen nicht eingetroffen.  
 
 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, ob erhöhte  

Temperaturen in Trinkwasser- und Sanitäranlagen zu zusätzlichen  
Gesundheitsrisiken, Komplikationen oder schweren Krankheitsverläufen bei  
besonders vulnerablen Patientinnen und Patienten führen können? 

 
Dem Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen werden Nachweise 
von Legionella spp. gemäß § 11 Abs. 1 IfSG übermittelt. Diese Fallmeldungen enthalten auch 
mutmaßliche oder belegte Expositionsorte. Die mit Abstand häufigsten in den Meldedaten ge-
mäß IfSG erfassten Expositionsorte von Legionellosefällen liegen im privaten oder beruflichen 
Umfeld sowie auf Reisen. Unter den Expositionsorten der in den vergangenen fünf Jahren 
übermittelten Fälle kommen Krankenhäuser und andere medizinische Einrichtungen nur sehr 
selten vor. In den letzten drei Jahren machten Krankenhäuser nur knapp 5 Prozent der ge-
nannten Expositionsorte in übermittelten Fällen von Legionellose mit erfüllter Referenzdefini-
tion aus, in 2022 lag der Anteil etwas höher. Ein zunehmender Trend von Legionellosefällen 
mit Exposition in Krankenhäusern ist gegenwärtig jedoch nicht erkennbar.  
 
 
4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über Investitions-, Sanierungs- 

oder Modernisierungsbedarfe bei Trinkwasser- und Sanitäranlagen  
nordrhein-westfälischer Krankenhäuser vor, um wasserhygienische Risiken unter 
den Bedingungen zunehmender Hitzeperioden dauerhaft zu minimieren? 

 
Es liegen keine spezifischen Erkenntnisse zu den Investitions-, Sanierungs- oder Modernisie-
rungsbedarfe bei Trinkwasser- und Sanitäranlagen in nordrhein-westfälischen Krankenhäu-
sern vor.  
Die Landesregierung verweist jedoch darauf, dass den Krankenhäusern des Landes Nord-
rhein-Westfalen jährlich 765 Millionen für Investitionen zur Verfügung stehen. Mit diesen Mit-
teln können auch solche bauliche Maßnahme an der Gebäudeinfrastruktur durch die nord-
rhein-westfälischen Krankenhäuser finanziert werden, die dazu beitragen, wasserhygienische 
Risiken unter den Bedingungen zunehmender Hitzeperioden zu minimieren.  
 
 
5. Welche Maßnahmen verfolgt die Landesregierung, um wasserhygienische Risiken 

als Bestandteil einer ganzheitlichen Klimaresilienzstrategie für Krankenhäuser zu 
adressieren und den Schutz besonders vulnerabler Patientinnen und Patienten zu 
stärken? 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20931 

 
 

5 

Die Sicherstellung der Wasserhygiene im Krankenhaus erfolgt auf Grundlage der Trinkwas-
serverordnung (TrinkwV), des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) sowie der Empfehlungen der 
Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention beim Robert Koch-Institut 
(RKI). Die Krankenhäuser sind verpflichtet, ihre Trinkwasserinstallationen entsprechend den 
geltenden rechtlichen und technischen Anforderungen zu betreiben und hygienische Risiken 
durch geeignete organisatorische und technische Maßnahmen zu minimieren. 
 
Krankenhäuser müssen gemäß dem § 10 Abs. 2 Krankenhaus-gestaltungsgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (KHGG NRW) Krankenhausalarm- und -einsatzpläne (KAEP) erstellen. 
Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) Handbuch behandelt 
den möglichen Ausfall technischer Infrastruktur, einschließlich der Trinkwasserversorgung, als 
Gefahrenlage. Krankenhäuser sollen sich dabei nach dem All-Gefahren-Ansatz umfassend 
auf verschiedene Schadenslagen vorbereiten. 
Wie in Frage 4 erläutert, stehen finanzielle Mittel zur Verfügung, die für bauliche Maßnahmen 
an der Gebäudeinfrastruktur und Wasserinstallationen eingesetzt werden können. 
 


